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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Förderung des Straßenbaues 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

(1) Zur Sicherung einer Ausgestaltung des 
Straßennetzes der Bundesrepublik Deutsch- 
land, die mit der Entwicklung des Straßen- 
verkehrs Schritt hält, ist im Bundeshaus- 
halt in den Rechnungsjahren 

1957 ein Betrag von 1 100 Millionen DM 

1958 ein Betrag von 1 350 Millionen DM 

1959 ein Betrag von 1 600 Millionen DM 

bereitzustellen. 

(2) In diesen Beträgen sind enthalten 

a) die nach Abschnitt IV Artikel 2 des Ver- 
kehrsfinanzgesetzes vom 6. April 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 166) an die Gesell- 
schaft für Autobahnfinanzierung zu lei- 
stenden Finanzicrungsbeiträge des Bundes, 

b) die nach Abschnitt VII Abs. 1 des Ver- 
kehrsfinanzgesetzes für den Ausbau von 
Bundesstraßen zu verwendenden Mittel. 

Artikel 2 

§ 7 des Gesetzes über die vermögensrecht- 
lichen Verhältnisse der Bundesautobahnen 
und sonstigen Bundesstraßen des Fernver- 
kehrs vom 2, März 1951 (Bundesgesetzbl, I 
S. 157) wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Bund kann bis zu 20 vom Hun- 
dert der im Bundeshaushalt für den Straßen- 
bau vorgesehenen Mittel zur Gewährung 
von Zuschüssen und Darlehen an sonstige 
Trägerder Straßenbaulast für den Um- und 
Ausbau von Ortsdurchfahrten insbeson- 


dere in finanzschwachen Gemeinden, für 
den Bau und die Wiederherstellung von 
Brücken in deren Zuge, den Ausbau von 
Zubringerstraßen zu den Bundesautobah- 
nen, sowie wenn Erfordernisse der Ver- 
kehrssicherheit oder der verkehrswirtschaft- 
lichen Dringlichkeit dies notwendig 
machen, für sonstige Straßenbauaufgaben 
verwenden. Zuschüsse oder Darlehen sol- 
len nur gewährt werden, wenn der not- 
wendige Kostenaufwand die Finanzkraft 
des Trägers der Straßenbaulast übersteigt 
und v/enn dieser selbst angemessene Eigen- 
leistung für die ihm obliegenden Straßen- 
bauaufgaben erbringt,“ 

2. Folgender neuer Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Der Bund kann die Gewährung von 
Zuschüssen und Darlehen nach Absatz 2 
von der Einhaltung tedinischer Richtlinien 
abhängig machen.“ 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung In Kraft. 

Berlin, den 9. Oktober 1956 

Müller-Hermann 

Spörl 

Rümmele 

Schmücker 

Stücklen und Fraktion 
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